Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— 


— Nr. 28. 


(Nr. 5409.) Geſetz wegen Erhebung der Stempelſteuer von Zeitungen, Zeitſchriften und 
Anzeigeblaͤttern. Vom 29. Juni 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 9 75 


verordnen, für den Umfang Unſerer Monarchie, mit Ausſchluß des Jadegebie⸗ 
tes, unter Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages, was folgt: f 


. 
Einer Stempelſteuer ſollen unterliegen: 


A. von den im Inlande periodiſch in regelmaͤßigen oder unregelmaͤßigen 
Friſten erſcheinenden Blaͤttern: 


1) alle Zeitungen und Zeitſchriften, welche öfter als zweimal woͤchent⸗ 
lich erſcheinen; 

2) diejenigen Zeitungen und Zeitſchriften, welche nur zweimal woͤchent⸗ 
lich oder ſeltener, jedoch oͤfter als einmal monatlich erſcheinen und 
in der Regel politiſche Nachrichten bringen oder behandeln; 

3) Anzeigeblaͤtter aller Art, welche Anzeigen gegen Inſertionsgebuͤh⸗ 
ren aufnehmen, es mögen dieſe Blätter in Verbindung mit ande- 
ren ſteuerpflichtigen oder nicht ſteuerpflichtigen Blaͤttern erſcheinen, 
oder ausſchließlich zur Aufnahme von Anzeigen beſtimmt ſein; 


B. diejenigen Blaͤtter der unter A. bezeichneten Art, welche in Deutſcher 
Sprache außerhalb des Preußiſchen Staats erſcheinen und in demſelben 
gehalten werden. 


H. 2. 


Periodiſche Blatter, welche von Unſeren Behörden oder den Haͤuſern des 
Landtages herausgegeben werden, ſind ſteuerfrei. Ein nach der Beſtimmung 
des FH. 1. der Steuer nicht unterliegendes Blatt wird nicht ſteuerpflichtig, wenn 
in daſſelbe einzelne literariſche Anzeigen, deren 915 in einem Vierteljahr den 


Jahrgang 1861. (Nr. 5409.) Um⸗ 
gusgegeben zu Berlin den 29. Juli 1864, 
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— umfang von vierhundert Quadratzoll nicht uͤberſchreitet, gegen Inſertionsgebuh⸗ 
— ren aufgenommen werden. | 
2 . N : 
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. ee e lee, Ace eke Due wenn NE 3. 


A Will der Verleger eines im Inlande erſcheinenden ſteuerpflichtigen Blat⸗ 
ee Sara 


tes von einer Nummer deſſelben fuͤr den Einzelverkauf mehr Exemplare, als die 
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nem. Zus , e e Am 
„ mon Fuͤr die auslaͤndiſchen, nach H. 1. B. ſteuerpflichtigen Blaͤtter betraͤgt die 
„Steuer ein Drittheil des am Orte ihres Erſcheinens geltenden Abonnements: 
1 RER preiſes, jedoch hoͤchſtens zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen von jedem Jahr⸗ 
gange eines Exemplars. g 


ere fes, . en, —— 


er 2% . 5. 
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ere, e c. Bei Berechnung der fuͤr die Befoͤrderung durch die Poſtanſtalten zu er- 
ne hebenden Gebühr (Poſtproviſion) ift von dem Abonnementspreiſe der fteuer- 


pflichtigen Blaͤtter der Betrag der Steuer in Abzug zu bringen. 


H. 6. 


Am 1. Januar 1862. tritt das Geſetz wegen Erhebung einer Stempel⸗ 
ſteuer von politiſchen und Anzeige⸗Blaͤttern vom 2. Juni 1852. (Geſetz⸗-Samm⸗ 
lung S. 301.) außer Kraft und an deſſen Stelle das gegenwartige Geſetz. 
In Beziehung auf die Erhebung der Steuer nach dieſem Geſetz, ſowie in Be⸗ 
treff der Beſtrafung des unterlaſſenen Stempelverbrauchs, bewendet es bei dem 
Geſetze wegen der Stempelſteuer vom 7. März 1822. und den daſſelbe ergaͤn⸗ 
zenden, abandernden und erläufernden Beſtimmungen. ER f 

Im Uebrigen kommen die Vorſchriften der Steuer⸗Ordnung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1819, in den $$. 55. und 88. bis 93. (Geſetz-Sammlung S. 10%), 
ſowie der Deklaration des H. 93. vom 20. Januar 1820. (Geſetz- Sammlung 
S. 33.) zur Anwendung. — 

Gele: 


e 


He 7. 


Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt 
und hat die zu dem Zwecke erforderlichen Kontrole-Vorſchriften und Inſtruktio⸗ 
nen zu erlaſſen. eee, 7 Zu ai ee, en 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. N 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Schleinitz, v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann-Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5440.) Geſetz, betreffend die Salzſteuer im Jadegebiete. Vom 1. Juli 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 5 


H. 1. 


An die Stelle des in der Anlage I. der Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Verordnung vom 20. Dezember 1853., betreffend die Salzſteuer und den Ver⸗ 
kehr mit Salz, gedachten Zentner Koͤlniſchen Gewichts tritt in Unſerem Jade⸗ 
gebiete der Zentner des durch Geſetz vom 17. Mai 1856. (Geſetz-Sammlung 
für 1856. S. 545. ff.) und durch die Verordnung vom 2. November 1857, 
(Geſetz-Sammlung für 1857. S. 1030.), betreffend die Einfuͤhrung eines all⸗ 


gemeinen Landesgewichts, angeordneten neuen Gewichts. 


H. 2. 


Die Salzſteuer wird zum Betrage von 122 Silbergroſchen fuͤr den Zent⸗ 
ner des neuen Gewichts in Unſerem Jadegebiete erhoben. 


8 H. 3. 


Unſer Finanzminiſter und Unſer Marineminiſter ſind mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 
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a 


Urkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. = 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1861. 


“ 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Auers wald. v. d. Heydt. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Pückler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5411.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Coͤsliner Stadt: 
Obligationen zum Betrage von 60,000 Thalern. Vom 17. Juni 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


Nachdem der Magifirat der Stadt Cöslin mit Genehmigung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung darauf angetragen hat, die zur Einrichtung der ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gasbeleuchtung erforderlichen Geldmittel durch ein Anlehen von 60,000 
Thalern decken und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
ſcheinen verſehene Stadt-Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in 
Gemäßheit: des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 60,000 Thalern Coͤsli⸗ 
ner Stadt⸗Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in Apoints 

a) von 10,000 Rthlrn. à 100 Rthlr., - 

b) = 20,000 „ 2 200 

5 . €) = 30,000 = 4 500 = 85 

auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich & verzinſen und, von Seiten der 
Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung 
oder Ankauf innerhalb ſpaͤteſtens vierzig Jahren, von der Zeit der Emiſſion 
an, zu amortifiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, die landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 ö i 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1861. 


(JL. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. o. Patow. Gr. v. Schwerin. 


Schema 


(Stadtwappen.) 


Cösliner Stadt⸗ Obligation 


uber 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom „ Geſetz⸗ 
Sammlung de 1861. Seite 


Wir Magiſtrat der Stadt Coͤslin urkunden und bekennen hiermit, daß der 
Inhaber dieſer Obligation der hieſigen Stadt ein Darlehn von.. Thalern, 
CFF Thalern Preußiſch Kurant gegeben hat, deſſen 
Empfang wir hiermit beſcheinigen. & 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Errichtung einer ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gasbeleuchtung in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 
a aufgenommenen Darlehns von 60,000 Thalern. Die Ruͤckzahlung die⸗ 
ſes Darlehns geſchieht von der Emiſſion der Obligationen ab binnen ſpaͤteſtens 
vierzig Jahren, nach Maaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungsplans dergeſtalt, daß 
die darin jaͤhrlich ausgeworfene Amortiſationsrate in den Haushaltserat auf⸗ 
genommen und aus dieſem Tilgungsfonds die Stadt⸗Obligationen vermittelſt 
Auslooſung oder freien Ankaufs binnen ſpaͤteſtens vierzig Jahren eingelöft wer⸗ 
den. Die Stadtgemeinde Coͤslin behaͤlt ſich das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlau⸗ 
fende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Den Gläubigern ſteht kein Kuͤndi⸗ 
gungsrecht zu. Die ausgelooften, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Nummer, ſowie des Termins, an welchem die 


Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 


erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Staats⸗Anzeiger, in der 
Stettiner Oſtſee⸗Zeitung, in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Coͤs⸗ 
lin und in dem Fuͤrſtenthum Camminer Kreisblatte. Jedesmal, ſobald eines 
dieſer Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der Königlichen Regie 
rung ein entſprechendes anderes Blatt gewählt werden. 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zurückzugeben 
ift, wird daffelbe in halbjaͤhrlichen Terminen am 2. Januar und am 1. Juli, 
von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſet. 

ö Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 

gabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Stadtkaſſe in Coͤslin, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins 
folgenden Zeit. Ei 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu 11 1 Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 

Nr. 5411.) zuruͤck⸗ 


694 


Ane e Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 5 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Räckzüßlungstermmne nicht erhoben worden, fowie die innerhalb vier Jah⸗ 
ren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Coͤslin. 
Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier 
Hand erworben worden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern 
jedesmal durch die oben bemerkten Blaͤtter oͤffentlich bekannt gemacht werden. 
In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins— 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere HH. 1. bis 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrat zu Coͤslin gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchaͤfte und 
Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatz⸗ 
miniſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen des Magiſtrats findet Re⸗ 
kurs an die Königliche Regierung zu Coͤslin ſtatt; 5 

b) das im H. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Koͤnig⸗ 
lichen Kreisgericht zu Coͤslin; 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veroͤffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im H. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszah— 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im H. 8. erwaͤhnten ach⸗ 
ten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind .... halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 
werden. i 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe 
in Coͤslin gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons-Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Coͤslin mit ihrem Vermögen. 

0 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. g 
Era, den 18. 


Der Magiſtrat. 


(Facsimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen 
Magiſtratsmitgliedes.) 


Schema 


Sen, 
Zins⸗Kupon ME ..... 
über 


der 


Cösliner Stadt⸗Obligation M ..... über ..... Thaler, 


Inhaber dieſes Kupons empfaͤngt gegen deſſen Rückgabe am . Januar 


£ 1, Juli 
186. Die halbjährlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation MP ..... mit OR = 
ſchreibee ... „ „ „ . . . aus der Stadtkaſſe in Coͤslin. 

Cöslin, denn nn e EABR. a 


Der Magiſtrat. a 
(Facsimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen 
3 Magiſtratsmitgliedes.) ei 
Diefer Zinskupon wird ungültig, wenn i 


deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


Schema C. 
zaloı 5 
Bez 
Cösliner Stadt -Obligation . 
über 
. .. Thaler A fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vorbe— 
nannten Obligation die ..... te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 


bis 18 .. bei der Stadtkaſſe in Coͤslin, ſofern nicht von dem Inhaber der 


Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 5 


Coͤslin, den .. ten... een AS 


Der Magiſtrat. 
(Facsimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen 
| Magiſtratsmitgliedes.) 


(Nr, 5411—5412,) (Nr. 5412.) 


(r. 5412.) Allerhöchfter Erlaß vom 17. Juni 1861., betreffend die Verleihung des Rechts 
5 zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Kommunalſtraße von Nottuln 

an der Coesfeld-⸗Appelhuͤlſener Staatsſtraße bis Havixbeck im Kreiſe Muͤn⸗ 
ſter an die Gemeinden Nottuln und Havixbeck. 


Alk Ihren Bericht vom 10. Juni d. J. will Ich den Gemeinden Nottuln 
und Havixbeck, im Kreiſe Muͤnſter, gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der von ihnen ausgefuͤhrten Kommunalſtraße von Nottuln 
an der Coesfeld⸗Appelhuͤlſener Staatsſtraße bis Havixbeck, das Recht zur Er⸗ 
hebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthalte⸗ 
nen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Straßen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
nn der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. a 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 5 > 


Schloß Babelsberg, den 17. Juni 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
5 (N. Decker), 5 


